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175 Richtlinie zur
Förderung von Modellvorhaben zur Eindämmung

des Landschaftsverbrauches durch
innerörtliche Entwicklung im Saarland

(MELANIE-Richtlinie)

Vom 9. Dezember 2008

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1.1 Das Saarland gewährt nach Maßgabe dieser

Richtlinie und den Verwaltungsvorschriften
zu § 44 der Haushaltsordnung des Saarlandes
(LHO) Zuwendungen zur Finanzierung von
Modellvorhaben im ländlichen Raum zur Ge-
staltung und Reaktivierung von Ortskernfunk-
tionen im baulichen, wirtschaftlichen, sozialen
und kulturellen Bereich zur Eindämmung des
Landschaftsverbrauchs. Diese Förderung kann
sich sowohl auf investive Maßnahmen als auch
auf die Erstellung von Konzepten und Planungen
erstrecken. Insbesondere sollen Projekte geför-
dert werden, die beispielhaft für andere Dörfer,
Gemeinden und Organisationen zeigen, wie den
Herausforderungen durch die demografische
Entwicklung begegnet werden kann.

1.2 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung
einer Zuwendung besteht nicht. Vielmehr ent-
scheidet das Ministerium für Umwelt als Bewilli-
gungsbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen im
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Förderung
Gegenstand der Förderung von Maßnahmen nach
Nr. 1.1 sind:

2.1 die Erstellung von Konzepten, Studien, Erhebun-
gen und Planungen sowie die Durchführung von
Wettbewerben, die sich mit dem demografischen
Wandel und der Stärkung der Ortskerne befassen

2.2 die weitere Beratung und Betreuung sowie sonsti-
ge Aufwendungen bei der Umsetzung der jeweili-
gen Projekte

2.3 die Durchführung von Informationsveranstaltun-
gen über innovative Prozesse und Projekte

2.4 Erstellung von Leitfäden, Broschüren, Faltblät-
tern und Handreichungen zu Problemstellungen
und Lösungsideen im ländlichen Raum

2.5 bauliche Maßnahmen, wie z. B. Einrichtung von
Dienstleistungsagenturen, Jugendwerkhäusern
und sonstigen Kommunikationsorten im Dorf, Sa-
nierung von Gebäuden, Bau/Umbau zu multifunk-
tionalen Gebäuden, bauliche Maßnahmen zu einer
innovativen Nutzung leerstehender Gebäude, Re-
aktivierung von innerörtlichen Bereichen

2.6 die Beseitigung abbruchreifer Gebäude (Abriss)
2.7 die Bildung von Netzwerken
2.8 Projekte, die die Bürger und insbesondere auch

die Kinder und Jugendlichen für das eigene Dorf

sensibilisieren und Interesse und Verständnis für
das Dorfleben wecken

2.9 Betreuung und Evaluierung geförderter Maßnah-
men durch externe Büros

2.10 die Durchführung von Gutachten (Ausnahme von
Nr. 1.6 BNBest-Bau)

2.11 Investitionen durch Private

3. Zuwendungsempfänger
Zuwendungen für Maßnahmen nach Nr. 1.1 kön-
nen erhalten:
3.1 Städte, Gemeinden und Landkreise
3.2 Zweckverbände
für Maßnahmen nach Nr. 2.1 bis 2.10 sowie

3.3 Private für Investitionen nach Nr. 2.11

4. Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Die Maßnahmen nach dieser Richtlinie werden

nur in ländlich geprägten Gemeinden, Orten oder
Ortsteilen mit einer Einwohnerzahl bis zu 10.000
Einwohnern und dörflicher Siedlungsstruktur, in
Weilern, Gehöftgruppen und Einzelhöfen geför-
dert. Die Bewilligungsbehörde kann im Einzelfall
Ausnahmen zulassen.

4.2 Zuwendungen werden nur für solche Maßnahmen
gewährt, mit denen noch nicht begonnen wurde.
Eine entsprechende Erklärung ist beizufügen. Die
Bewilligungsbehörde kann hiervon in Einzelfällen
Ausnahmen zulassen (siehe Nr. 7.2.).

Als Maßnahmenbeginn gelten
— der tatsächliche Beginn der Arbeiten, für die
eine Zuwendung beantragt wurde

oder
— der Abschluss eines Lieferungs- oder Leis-
tungsvertrages zur Ausführung der zu fördern-
den Maßnahme.

Bei baulichen Maßnahmen gelten die Durchfüh-
rung fachlich erforderlicher Voruntersuchungen,
sowie die Planung und der Grunderwerb nicht als
Maßnahmebeginn.
Eine Ausnahme von diesem Grundsatz ist dann
möglich, wenn ein sofortiges Handeln nach ge-
setzlichen Vorschriften geboten war und eine Zu-
stimmung zum vorzeitigen Maßnahmenbeginn
nicht rechtzeitig hätte erteilt werden können.

4.3 Zuwendungen werden nur gewährt, wenn die zur
Bewilligung vorgesehene Zuwendung einen Be-
trag in Höhe von 300,00 Euro nicht unterschrei-
tet.

4.4 Sind nach gesetzlichen Bestimmungen zusätzli-
che Genehmigungen oder Erlaubnisse (z.B. Bau-
genehmigung, denkmalrechtliche Genehmigung)
erforderlich, muss der Antragsteller diese der Be-
willigungsbehörde vor Erlass eines Zuwendungs-
bescheides vorlegen.
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4.5 Es ist auch eine Förderung von Ausgaben der
Kostengruppe 600— Ausstattung und Kunstwer-
ke— (DIN 276) möglich.

4.6 Es können nur Vorhaben gefördert werden, die im
Saarland durchgeführt werden.

5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1 Zuwendungsart
Die Zuwendung erfolgt in Form der Projektförde-
rung.

5.2 Finanzierungsart
Die Zuwendung wird als Anteilfinanzierung ge-
währt.

5.3 Form der Zuwendung
Die Zuwendung erfolgt grundsätzlich in Form ei-
nes Zuschusses bzw. einer Zuweisung.

5.4 Umfang und Höhe der Zuwendung
5.4.1 Die Gewährung der Zuwendung erfolgt grund-

sätzlich aufgrund der fachlichen Entscheidung
durch das Fachreferat, der Möglichkeit zur In-
anspruchnahme anderer finanzwirksamer öffent-
lich-rechtlicher Vergünstigungen und nach Maß-
gabe der im Haushalt des Landes bereitgestellten
Haushaltsmittel (Ermessenskriterien).

5.4.2 Zuwendungsempfängern nach Nr. 3.1 und 3.2
können für Modellprojekte nach Abzug der Zu-
wendungen Dritter Zuwendungen von bis zu
75 v.H. der verbleibenden zuwendungsfähigen
Ausgaben gewährt werden. Bei privaten Zuwen-
dungsempfängern beträgt die Förderhöhe bis zu
35 v.H. der zuwendungsfähigen Ausgaben.

5.5 Zuwendungsfähige Ausgaben
5.5.1 Als zuwendungsfähige Ausgaben gelten die

nachgewiesenen projektbezogenen Ausgaben,
die unter Anlegung eines strengen Maßstabes bei
einer sparsamen, zweckmäßigen und wirtschaft-
lichen Durchführung der Maßnahme entstehen
und zur Erreichung des Zuwendungszweckes er-
forderlich sind.

5.5.2 Die Umsatzsteuer ist nicht zuwendungsfähig, so-
weit Vorsteuerabzug möglich ist.

5.5.3 Eigene Arbeitsleistungen der Zuwendungsemp-
fänger sowie von Vereinen, die den Status der
Gemeinnützigkeit erfüllen, können in Höhe von
75 v.H. der vom Ministerium der Finanzen jähr-
lich festgelegten „Pauschbeträge für die Kosten
einer Arbeitsstunde im höheren, gehobenen,
mittleren und einfachen Dienst“ (ohne Versor-
gungszuschlag, Beihilfen und sonstige Zuschlä-
ge) als zuwendungsfähig anerkannt werden.
Maßgebend sind jeweils die zum Zeitpunkt der
Erbringung der Eigenarbeitsleitung geltenden
Pauschbeträge. Eigenleistungen können aner-
kannt werden, wenn folgende Voraussetzungen
erfüllt sind:

a) die Eigenarbeitsleistungen müssen eindeutig
abgrenzbar und dem jeweiligen Einzelprojekt
zuzuordnen sein,

b) die Eigenarbeitsleistungen müssen in unmit-
telbarem Zusammenhang mit derAusführung
der geförderten Maßnahme stehen,

c) anrechenbare Eigenarbeitsleistungen (eigener
Personaleinsatz) müssen alternativ auch als
zuwendungsfähige Fremdleistungen (Aus-
gaben) anerkannt werden können, wobei der
Einsatz eigenen Personals wirtschaftlicher
sein muss als die Fremdvergabe,

d) vom Zuwendungsempfänger sind Listen
zu führen, die Auskunft über die Art der er-
brachten Leistung, Ausführungstag und den
Namen des Ausführenden geben. Zusätzlich
sind die Listen durch den Zuwendungsemp-
fänger oder dessen Vertreter, wie z. B. Orts-
vorsteher, zu bestätigen.

e) Die Summe der Zuwendungen für Sachleis-
tungen darf die Summe der tatsächlichen zu-
wendungsfähigen (baren) Ausgaben im haus-
haltsrechtlichen Sinne nicht überschreiten.

f) Arbeitsleistungen gelten nur dann als Eigen-
arbeitsleistungen, wenn sie durch den Zu-
wendungsempfänger, dessen Mitglieder oder
in die Maßnahme durch besondere schriftli-
che Vereinbarung eingebundene Koopera-
tionspartner und deren Mitglieder erbracht
werden.

5.6 Abstimmung mit anderen Förderprogrammen
Eine Kombination von Mitteln aus diesem Pro-
gramm mit solchen aus anderen Programmen ist
möglich, wenn sich diese auf unterschiedliche Be-
reiche der Einzelmaßnahmen beziehen.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Überschreiten die Ausgaben einzelner Gewer-
ke oder Teilmaßnahmen den der Bewilligung
zugrunde liegenden Betrag, so kann dies durch
Ausgabeneinsparungen bei anderen Gewerken
oder Teilmaßnahmen ausgeglichen werden. Dies
gilt nur dann, wenn dadurch die fachgerechte
Durchführung der Gesamtmaßnahme im vollen
der Bewilligung zugrunde liegenden Umfang
nicht beeinträchtigt wird.

6.2 Können nicht durch den Zuwendungsempfänger
zu vertretende Ausgabensteigerungen bei einzel-
nen Gewerken oder Teilmaßnahmen nicht durch
Einsparungen bei anderen Gewerken oder Teil-
maßnahmen ausgeglichen werden, so kann mit
vorheriger Zustimmung der Bewilligungsbehör-
de auf die Ausführung einzelner Teilmaßnahmen
oder Gewerke verzichtet werden, soweit hierge-
gen keine fachlichen Bedenken bestehen.

6.3 Die Zuwendung wird anteilig gekürzt, wenn eine
Teilmaßnahme ohne Zustimmung nach Nr. 6.2
nicht ausgeführt wird.



Amtsblatt des Saarlandes vom 20. Mai 2009 759

6.4 Ansprüche, die sich aus der Zuwendung ergeben,
sind, soweit im Zuwendungsbescheid nicht aus-
drücklich etwas anderes bestimmt ist, nicht auf
Dritte übertragbar.

6.5 Der Zuwendungsempfänger hat innerhalb eines
Zeitraumes von 12 Jahren, gerechnet vom Ein-
gangsdatum des Verwendungsnachweises beim
Ministerium für Umwelt, jede bauliche und sons-
tige Veränderung an dem geförderten Objekt vor-
ab von der Bewilligungsbehörde genehmigen zu
lassen. Werden innerhalb dieses Zeitraumes ohne
diese Genehmigung andere Maßnahmen an dem
geförderten Objekt durchgeführt, kann der Zuwen-
dungsbescheid mit Wirkung für die Vergangenheit
widerrufen werden.

6.6 Mit Hilfe der Zuwendung erworbene oder herge-
stellte Gegenstände sind für die Dauer von 5 Jah-
ren, gerechnet vom Eingangsdatum des Verwen-
dungsnachweises beim Ministerium für Umwelt,
dem Zuwendungszweck entsprechend einzuset-
zen. Ist ein zweckentsprechender Einsatz nicht
mehr möglich, so ist der Restwert dem Ministeri-
um für Umwelt anteilig zu erstatten.

6.7 Bei einer Übertragung des Eigentums an
— dem geförderten Objekt innerhalb eines Zeit-
raumes von 12 Jahren, gerechnet vom Ein-
gangsdatum des Verwendungsnachweises
beim Ministerium für Umwelt oder

— geförderten technischen Einrichtungen, Ein-
richtungsgegenständen, Geräten und Maschi-
nen innerhalb eines Zeitraumes von 5 Jahren,

gerechnet vom Eingangsdatum des Verwendungs-
nachweises beim Ministerium für Umwelt, müs-
sen vom Erwerber die mit der Zuwendung verbun-
denen Verpflichtungen übernommen werden (z.B.
durch Festschreibung im notariellen Kaufvertrag).
Die Übertragung des Eigentums ist der Bewilli-
gungsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Erfolgt
eine Eigentumsübertragung ohne entsprechende
vertragliche Verpflichtung des Neueigentümers,
so kann der Zuwendungsempfänger zur Rückzah-
lung der Zuwendung und zum Wertausgleich ver-
pflichtet werden.

6.8 Die Maßnahme ist innerhalb des im Zuwendungs-
bescheid festgesetzten Bewilligungszeitraumes zu
vollenden. Der Anspruch des Zuwendungsemp-
fängers auf Auszahlung der bewilligten Zuwen-
dung erlischt, wenn deren Abruf nicht innerhalb
des Bewilligungszeitraumes erfolgt.
Die Bewilligungsbehörde kann den Bewilligungs-
zeitraum in begründeten Fällen auf schriftlichen
Antrag um grundsätzlich bis zu einem Jahr ver-
längern.

6.9 Der Antragsteller bzw. Zuwendungsempfänger ist
verpflichtet, unverzüglich alle Tatsachen, die für
die Bewilligung, Gewährung, Weitergewährung,
Inanspruchnahme oder das Belassen der Zuwen-
dungen oder der sich aus der Zuwendung ergeben-
den Vorteile erheblich sind, der Bewilligungsbe-
hörde mitzuteilen.

6.10Auf die Gewährung der Zuwendung ist im Rah-
men der Maßnahmendurchführung hinzuweisen.
Der Zuwendungsbescheid kann hierzu weitere
Bestimmungen enthalten.

6.11 Hinsichtlich der Unwirksamkeit, der Rücknahme
oder des Widerrufes des Zuwendungsbescheides
sowie der Erstattung und Verzinsung der Zuwen-
dung gilt die Nr. 8 VV/VV-P-GK zu § 44 LHO,
vorrangig jedoch die §§ 48 - 49a SVwVfG.

Der Zuwendungsbescheid kann insbesondere
dann ganz oder teilweise auch mitWirkung für die
Vergangenheit widerrufen werden, wenn
— der Zuwendungszweck nicht mehr, nicht in
dem geforderten Maße oder nicht mehr mit
der gewährten Zuwendung erreicht werden
kann,

— das Ergebnis der Maßnahmendurchführung
nicht den fachlichen Anforderungen der Be-
willigungsbehörde entspricht.

7. Verfahren
7.1 Antragsverfahren

Der vollständige Zuwendungsantrag ist unter Ver-
wendung der Vordrucke in der Anlage 1 bei der
Bewilligungsbehörde zu stellen. Der Antrag ist in
zweifacher Ausfertigung einzureichen. Zuwen-
dungsanträge sind nur für solche Maßnahmen zu
stellen, die tatsächlich im laufenden oder folgen-
den Haushaltsjahr durchgeführt werden sollen.

Stellt eine Gebietskörperschaft mehrere Zuwen-
dungsanträge in einem Jahr, ist jede Maßnahme
von der Gebietskörperschaft mit einer Angabe der
Priorität im Verhältnis zu ihren übrigen Maßnah-
men zu versehen. Die Priorität ist in Zahlenform
anzugeben, wobei „1“ höchste Priorität bedeutet.
Jede Prioritätenstufe kann dabei nur einmal im
Jahr vergeben werden. Nachträgliche bzw. zu-
sätzliche Antragstellungen während des laufenden
Haushaltsjahres werden in ihrer Prioritätenstufe
den bereits beantragten Maßnahmen nachgeord-
net.

Dem Antrag sind folgende Projektunterlagen bei-
zufügen:
eine ausführliche Projektbeschreibung, Kosten-
voranschläge oder Angebote.

Das Ministerium für Umwelt kann vom Antrag-
steller ergänzend zumAntrag die Vorlage weiterer
Unterlagen sowie Stellungnahmen Dritter verlan-
gen. Es kann die Antragsunterlagen zur Beurtei-
lung an sachverständige Dritte weiterleiten.

Nr. 3.3.2 und Nr. 3.4 VV-P-GK zu § 44 LHO fin-
den keine Anwendung.

Nr. 6.1 VV-P-GK zu § 44 LHO findet ebenfalls
keine Anwendung.

Zuwendungsanträge, die unvollständig oder nicht
der Anlage 1 entsprechend eingereicht und nach
einmaliger Aufforderung, unter Berücksichtigung
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einer individuellen Fristsetzung, nicht vervoll-
ständigt werden, finden keine Berücksichtigung in
der weiteren Bearbeitung und sind abzulehnen.

Kommt die Umsetzung einer beantragten Maß-
nahme nicht zustande, ist das Ministerium für
Umwelt hierüber umgehend schriftlich zu infor-
mieren.

7.2 Zustimmung zum vorzeitigen Maßnahmebeginn

Die Bewilligungsbehörde kann auf Antrag für
Maßnahmen, die aus dringenden sachlichen oder
wirtschaftlichen Gründen keinen Aufschub bis
zum Erlass des Zuwendungsbescheides dulden,
die Zustimmung zum vorzeitigen Maßnahmenbe-
ginn erteilen.

Die Zustimmung zum vorzeitigen Maßnahmenbe-
ginn hat in diesem Fall schriftlich zu erfolgen. Sie
begründet keinen Anspruch auf Gewährung einer
Zuwendung und ist nur zulässig, wenn ein förmli-
cher Zuwendungsantrag vorliegt, aus dem die ge-
plante Maßnahme ersichtlich ist, keine fachlichen
Bedenken gegen die Erteilung der Zustimmung
bestehen und auch sonst keine Gründe ersichtlich
sind, die gegen die etwaige spätere Gewährung ei-
ner Zuwendung sprechen könnten.

Ein Anspruch auf Erteilung der Zustimmung zum
vorzeitigen Maßnahmebeginn besteht nicht.

7.3 Bewilligungsverfahren

Die Bewilligungsbehörde entscheidet über den
Zuwendungsantrag sowie die Mittelbewilligung
durch schriftlichen Bescheid.

7.4 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

7.4.1 Zuwendungen von unter 5.000,— Euro bei Per-
sonen des privaten Rechts oder unter 10.000,—
Euro bei Personen des öffentlichen Rechts wer-
den nach Prüfung des Verwendungsnachweises
in einer Summe ausgezahlt.

7.4.2 Bei Zuwendungen ab 5.000,— Euro bzw.
10.000,— Euro kann auf schriftlichen Antrag
eine Abschlagszahlung geleistet werden. Der
Antrag ist bei der Bewilligungsbehörde zu stel-
len. Dabei erfolgen Teilzahlungen nur, wenn sie
mehr als 1.000,— Euro bei Personen des priva-
ten Rechts und 5.000,— Euro bei Personen des
öffentlichen Rechts betragen.

7.4.3 Der Antrag auf Auszahlung ist in zweifacher
Ausfertigung unter Verwendung der entspre-
chenden Vordrucke bei der Bewilligungsbehör-
de zu stellen. Der Zuwendungsempfänger muss
schriftlich erklären, dass die angegebenen zu-
wendungsfähigen Ausgaben tatsächlich geleistet
wurden oder innerhalb von 2 Monaten nach der
Auszahlung geleistet werden.

7.4.4 Die Bewilligungsbehörde kann als zusätzliche
Sicherheit im Rahmen der Nr. 7 VV zu § 44
LHO/VV-P-GK zu § 44 LHO und Nr. 1 ANBest-
P/ANBest-P-GK die Teilzahlungen auf 95 v.H.
der Zuwendung begrenzen und die Auszahlung

des Restbetrages von der Vorlage und Prüfung
des Verwendungsnachweises abhängig machen.

7.5 Verwendungsnachweisverfahren

7.5.1 Der Verwendungsnachweis ist unter Verwendung
des Vordruckes nach Anlage 2a (Nichtgebiets-
körperschaften) bzw. Anlage 2b (Gebietskör-
perschaften) in dreifacher Ausfertigung bei der
Bewilligungsbehörde einzureichen. Jede Ausfer-
tigung ist mit einer Originalunterschrift zu ver-
sehen.

7.5.2 VerwendungsnachweisevonGebietskörperschaf-
ten werden regelmäßig nur darauf geprüft, ob sie
vollständig sind, offensichtliche Unrichtigkeiten
ersichtlich sind oder sich aus den Angaben im
Verwendungsnachweis Anhaltspunkte für Unre-
gelmäßigkeiten ergeben. Eine vollständige Prü-
fung (ggf. mit Einsichtnahme in Bücher, Belege
u.s.w.) braucht nur in Einzelfällen zu erfolgen.
Das Ministerium für Umwelt ist jedoch jeder-
zeit hierzu berechtigt. Die Verantwortung für die
sachliche und rechnerische Richtigkeit und Voll-
ständigkeit der Angaben im Verwendungsnach-
weis liegt beim Zuwendungsempfänger bzw. den
dort verantwortlichen Personen. Die sachliche
und rechnerische Richtigkeit der Angaben im
Verwendungsnachweis im Sinne der Nrn. 12 bis
15 VV zu § 70 LHO ist bei Gebietskörperschaf-
ten vom Zuwendungsempfänger festzustellen.

7.6 Abrechnungsverfahren

7.6.1 Übersteigen die tatsächlich zuwendungsfähigen
Ausgaben den im Zuwendungsbescheid festge-
setzten Betrag, so bleibt die Zuwendung unver-
ändert. Ausnahmen hiervon können in dem Um-
fang zugelassen werden, wie die zu erwartende
Kostensteigerung vor Ausführung der Arbeiten
dem Ministerium für Umwelt schriftlich mitge-
teilt und diese durch das Ministerium für Um-
welt anerkannt wurden.

7.6.2 Unterschreiten die nach Prüfung des Verwen-
dungsnachweises durch die Bewilligungsbehör-
de festgestellten tatsächlich zuwendungsfähigen
Ausgaben den im Zuwendungsbescheid festge-
setzten Betrag, so wird die Zuwendung gemäß
Nr. 2.1 ANBest-P/ANBest-P-GK dem sich aus
dem Zuwendungsbescheid ergebenden Förder-
satz entsprechend festgesetzt. Nr. 2.3 ANBest-P/
ANBest-P-GK findet keine Anwendung.

7.6.3 Das Zuwendungsverfahren wird nach Prüfung
des Verwendungsnachweises von der Bewil-
ligungsbehörde durch die Schlusszahlung ab-
gerechnet und abgeschlossen, sofern in dieser
Richtlinie nicht etwas anderes bestimmt ist.

Ein Abrechnungsbescheid ergeht nur,

— wenn nach §§ 48, 49 und 49a SVwVfG bzw.
Nr. 8 VV zu § 44 LHO/VV-P-GK zu § 44
LHO i.V.m. Nr. 8 ANBest-P/ANBest-P-GK
weitere Verfahrensschritte notwendig sind
und
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— in Fällen der Nr. 7.5.2, wenn das Ergebnis
der Verwendungsnachweisprüfung durch die
Bewilligungsbehörde bezüglich der Höhe
der tatsächlich zuwendungsfähigen Ausga-
ben von den diesbezüglichen Angaben des
Zuwendungsempfängers im Verwendungs-
nachweis abweicht.

7.6.4 Das Recht auf Rückforderung ausgezahlter Mit-
tel aufgrund von Prüfungen durch das Ministe-
rium für Umwelt oder den Rechnungshof des
Saarlandes bzw. den Rechnungshof des Bundes
sowie der Prüfungseinrichtungen der EU bleibt
auch nach Abschluss der Maßnahme unberührt.

Die vorgenannten Einrichtungen haben das
Recht, die Voraussetzungen für die Gewährung
der Zuwendung durch Besichtigung an Ort und
Stelle und durch Einsichtnahme in Bücher und
sonstige Belege entweder selbst zu prüfen oder
durch Beauftragte prüfen zu lassen undAuskünf-
te einzuholen.

7.7 Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung,Auszahlung undAbrechnung
der Zuwendung sowie für den Nachweis und die
Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderli-
che Aufhebung des Zuwendungsbescheides und
die Rückforderung der gewährten Zuwendung
gelten die VV / VV-P-GK zu § 44 LHO, soweit
nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zugelas-
sen sind.

7.8 Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit sofortiger
Wirkung in Kraft.

Saarbrücken, den 9. Dezember 2008

Der Minister für Umwelt

Mörsdorf


